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Jedes Haus ein kleines Kraftwerk
Der Regierungsrat plant Änderungen des kantonalen Energiegesetzes. Zuerst im Fokus: EineOffensive bei der Fotovoltaik auf Gebäuden.

Alexander von Däniken

Neubauten im Kanton Luzern
müssen einen Teil des benötig-
ten Stroms selbst produzieren,
sonst ist eine Ersatzabgabe fäl-
lig. Diese fünf Jahre alte Geset-
zesvorgabe ist demRegierungs-
rat imHinblick auf die Energie-
wende mittlerweile zu lasch.
Neu soll das Stromerzeugungs-
potenzial desDachs«angemes-
senausgenutzt»werden.Heisst:
AufNeubautenmusskünftig ein
bestimmter Anteil des Dachs
mit Fotovoltaik-Panels ausge-
rüstetwerden.Dasgilt in einem
kleineren Umfang auch für be-
stehendeGebäude,wennderen
Dach saniert wird.

Die entsprechenden Ände-
rungen im kantonalen Energie-
gesetz wird der Regierungsrat
demKantonsparlament voraus-
sichtlichanderMai-Sessionvor-
legen. Auf den 1. März 2025
könnten sie in Kraft treten.

NochkeinenZehnteldes
Potenzials ausgeschöpft
RegierungspräsidentFabianPe-
ter,VorsteherdesBau-,Umwelt-
und Wirtschaftsdepartements,
betont in einerMitteilung: «Mit
der verstärktenNutzungvoner-
neuerbarer Energie erreichen
wirnichtnurunsereKlimaziele,
sondern erhöhen auch unsere
Energieversorgungssicherheit.»
Bei der Nutzung der Sonnen-
energie hat der Kanton Luzern
laut dem Inwiler FDP-Politiker
nochLuftnachoben.DasPoten-
zial, durch Fotovoltaikanlagen
auf denDächern imKantonLu-
zernStromzuerzeugen, beträgt
aktuell rund 2,4 Terawattstun-
den. Das ist mehr als das Dop-

pelte des aktuellen Stromver-
brauchs aller Privathaushalte
und rund zwei Drittel des ge-
samten Stromverbrauchs im
Kanton Luzern. Die aktuelle
Produktionmüsstemehrals ver-
zehnfacht werden, um das
Potenzial auszuschöpfen.

Um das Ziel zu erreichen,
will der Regierungsrat auch auf
flexible Lösungen setzen. So
sind zumBeispiel Fassaden-So-
larpanels keinePflicht.Undneu

sollen Anlagen auch auf einem
anderen Dach innerhalb einer
bestimmten Häusergruppe er-
richtetwerdendürfen; also zum
Beispiel auf Ställen oder Tech-
nikgebäuden.DaswareinAnlie-
genausderVernehmlassungvor
einem Jahr.

Voraussetzung für
möglichesGaskraftwerk
Derweil enthält das neue Ener-
giegesetz nicht nurAn- undVor-

gabenüber nachhaltigeEnergie
– auch eine fossile Nutzung ist
aufgeführt. Der Bundesrat will
bekanntlich zwei bis dreiReser-
ve-Gaskraftwerke bauen, mit
denen er die drohendeWinter-
stromlücke schliessen will.
Einer der 17 möglichen Stand-
orte ist dasAreal der Papierfab-
rik in Perlen. Gemäss kantona-
lem Gesetz wird der Bau von
Kraftwerken, die mit fossilen
Brennstoffenbetriebenwerden,

nur bewilligt, wenn die im Be-
trieb entstehendeWärme fach-
gerecht undvollständig genutzt
wird.

Das wäre aber bei einem
Gaskraftwerk, das nur bei einer
Strommangellageundmit einer
begrenzten Betriebsdauer ein-
gesetzt werden darf, nicht sinn-
voll möglich. Auch wenn zum
heutigen Zeitpunkt noch nicht
klar ist, ob jemals ein Reserve-
kraftwerk imKantonLuzernge-

baut wird, soll das nicht per se
unmöglich sein. «Uns ist es
wichtig, auch hier im Sinne der
Versorgungssicherheit fürBund
undKantonHandzubieten.Ein
solchesKraftwerk ist eineVersi-
cherungslösung,die imIdealfall
nie oder abernur fürwenigeBe-
triebsstundenzumEinsatzkom-
men wird. In erster Linie ist es
unerlässlich, unsere lokalen er-
neuerbaren Energien vermehrt
zu nutzen», erklärt Energiedi-
rektor Fabian Peter.

Schrittweises
Vorgehen
DerRegierungsratwill zwar die
Energiewende beschleunigen,
ermuss aber fürGesetzesände-
rungen auf Entwicklungen des
Bundes und der Konferenz der
kantonalen Energiedirektoren
Rücksicht nehmen. Darum
wird das Energiegesetz schritt-
weise angepasst. Die nun vor-
gesehenen Massnahmen sind
Teil eines ersten Pakets. Ein
zweites Paket wird verschärfte
Vorgaben zumHeizungsersatz
in Gebäuden vorschlagen. Sie
werden auf neuen Mustervor-
schriften der Kantone imEner-
giebereich aufbauen, die im
kommenden Frühling verab-
schiedet werden.

In einem dritten Paket wer-
den schliesslich alle übrigen
Massnahmen vorgeschlagen,
die im Planungsbericht Klima
und Energie aufgeführt sind
oder vom Kantonsrat verlangt
werden.Hiermüssen entweder
vertiefteAbklärungengetroffen
werdenoderAbhängigkeiten zu
übergeordneten Erlassen, die
noch nicht umgesetzt sind, ge-
klärt werden.

SVP fordert Bargeld-Stopp für Asylsuchende
Die 6500Personen, die in Asylzentren oderWohnungen untergebracht sind, sollen kein Bargeldmehr erhalten oder beziehen können.

Lukas Nussbaumer

Was die SVP-Sektionen in Zug,
Bern, St. Gallen und Basel
schon getan haben und die
Bundeshausfraktion angekün-
digt hat, macht nun auch die
Luzerner Kantonalpartei: Sie
verlangt die Einführung einer
Bezahl- oder Debitkarte für
Asylsuchende, die Sozialhilfe
beziehen. Mario Bucher wird
eine entsprechende Motion in
der Session vom 18. und 19.
März einreichen, wie der seit
Ende 2020 im Kantonsparla-
ment politisierende Urswiler
auf Anfrage sagt.

Betroffen vomVorstoss wä-
ren bei einer sofortigenUmset-
zung derzeit rund 6500Perso-
nen: etwas mehr als 1000, die
in einem Zentrum unterge-
bracht sind, und knapp 5500,
die inWohnungen leben.Wäh-
rend Asylsuchende in Zentren
die ihnen zustehendenBeträge
alle zwei Wochen in bar erhal-
ten, werden sie inWohnungen
lebenden Personen einmal pro
Monat aufs Bankkonto über-
wiesen, vonwo aus sie dasGeld
abheben können.DieHöhe der
Summen ist abhängig von der

Unterkunft und vom Status
(siehe Box).

AngstvorZustromaus
Deutschland
Mario Bucher und mit ihm die
SVP-Fraktion, die den Vorstoss
einhelligunterstützt,wollenmit
der Streichung des Bargelds
Missbräucheverhindern,wie es

im Vorstoss heisst. «Mit einer
Debitkarte wäre es nicht mehr
möglich, Geld nach Hause zu
schickenoder illegaleGüterwie
WaffenoderDrogenzukaufen»,
sagt Bucher. Dass vorab junge
Asylsuchende inder letztenZeit
vermehrt Geld ins Ausland
transferieren, wird von Betreu-
enden bestätigt.

Bucher befürchtet eine weitere
ZunahmedesMissbrauchs,weil
DeutschlanddieDebitkarteflä-
chendeckend einführen dürfte.
«DaskönntePersonendazu füh-
ren, auf die Schweiz auszuwei-
chen, wo sie weiterhin Bargeld
erhalten können.»

Der Leader seiner Fraktion
in der kantonsrätlichen Kom-

mission für Justiz und Sicher-
heit ist sich bewusst, dass eine
Bezahlkarte nur mit einer lan-
desweitenEinführungwirksam
wäre.Dennoch presche die SVP
in den Kantonen mit Vorstös-
sen vor, um so den politischen
Druck zu erhöhen, erklärt Bu-
cher, der sich von der FDP und
der Mitte Unterstützung für

sein Anliegen erhofft. Obwohl
der frühere Emmer Einwoh-
nerrat das Problem als akut er-
achtet, verzichtet er auf eine
dringliche Einreichung seiner
Motion.

Regierunghat
ein JahrZeit fürReaktion
Antworten auf dringliche Vor-
stösse seien in der Regel nicht
von besonders hoher Qualität
undwürdenmeistensNein lau-
ten, so Bucher. «Da warte ich
lieber etwas länger und erhalte
dafür eine fundierte Stellung-
nahme.» Die Regierung hat für
ihre Reaktion auf eine Motion
maximal ein Jahr Zeit.

In Deutschland wurde eine
Debit- oderBezahlkarte imver-
gangenen November verein-
bart. Seit kurzem wird sie in
Hamburg als erstem Bundes-
land ausgegeben; weitere Bun-
desländer sollen im Laufe die-
ses Jahres folgen.Mit der Karte
können Asylsuchende einkau-
fen, nicht aber Geld abheben
(oder höchstens monatlich be-
schränkte Kleinsummen) und
auch keine Beträge an andere
Karteninhaber oder insAusland
überweisen.

Der Luzerner Regierungsrat will den Ausbau der Solarenergie, hier eine Anlage der Himmelrich-Überbauung in der Stadt Luzern,
beschleunigen. Bild: Patrick Hürlimann (Luzern, 12. 9. 2022)

Von 10 bis maximal 22.40 Franken
Asylsuchende in Zentren erhal-
ten pro Tag zwischen 10 und
12.50 Franken. Damit sind ge-
mässAsylverordnung«pauschal
alle Aufwendungen für die Ver-
pflegung,diepersönlichePflege,
die Nachrichtenübermittlung
und das Internet, die Bildung,
die Freizeit, die persönlichen
Auslagen sowie die Verkehrs-
auslagen für denörtlichenNah-
verkehr gedeckt».Nicht enthal-
ten sindKosten für Bekleidung,
allgemeine Haushaltsführung
undWohnnebenkosten inklusi-
veEnergieverbrauch. InZentren

gelten zudem strenge Hausre-
gelnmitNachtruhezwischen22
und 6.30 Uhr und Rauchverbot
indenZimmern.Zudemdürfen
Getränkemit einemAlkoholge-
halt von über 18 Prozent nicht
konsumiert werden.

Asylsuchende in Wohnun-
generhaltenmitmaximal 14.80
Franken etwas mehr Geld als
solche inZentren.Dafürmüssen
sie aber auch ihreKleider selber
zahlen.Mitbis zu22.40Franken
pro Tag sind die Beiträge an in
Wohnungen lebende, vorläufig
aufgenommene Ausländerin-

nenundAusländernocheinmal
etwas höher. Diese Ansätze de-
cken gemäss Asylverordnung
«pauschal alle Aufwendungen
des Grundbedarfs für den Le-
bensunterhalt».

DieBeiträgekönnengemäss
demlandesweit geltendenAsyl-
gesetz und der kantonalen So-
zialhilfeverordnungumbis zu35
Prozent gekürztwerden.Das ist
beispielsweise dann der Fall,
wenn Personen Anordnungen
nicht befolgenoder ihnenzuge-
wiesene Arbeiten oder Unter-
künfte nicht annehmen. (nus)

MarioBucher
SVP-Kantonsrat

«MiteinerDebitkarte
wäreesnichtmehr
möglich,Geldnach
Hausezuschicken
oder illegaleGüter
zukaufen.»


